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I.

Einführung



KI & DSGVO – Aktuelle Fragen
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Personenbezug in der KI

Wann sind/enthalten KI-Modelle und Trainingsdaten 
personenbezogene Daten?

Digital Omnibus Daten – DSGVO-Reform

Zahlreiche Reformvorschläge zu Art. 4, 9, 88a–c u. a. 
– Kompromisstext der irischen Ratspräsidentschaft 
(09/2026) streicht einige Kernpunkte, bringt aber 
Neuerungen im Bereich KI – Trilog steht aus

Betroffenenrechte im KI-Kontext

Auskunft, Löschung, Widerspruch: 
Herausforderungen bei opaken Modellen und 
Memory-Architekturen

Transparenz & Informationspflichten

Art. 13/14 DSGVO im KI-Umfeld, insbes. 
automatisierte Entscheidungsfindung

Agentische KI & DSGVO

Autonome Agenten-Systeme bringen neue Fragen zu 
Verantwortlichkeit, Transparenz, Betroffenenrechten

Rechtsgrundlagen für KI-Training und 
Verwendung

Art. 6 DSGVO: Einwilligung vs. berechtigtes Interesse



Zentrale Definitionen der KI-VO (1) 
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• KI-System bezeichnet ein maschinengestütztes System, das für einen in 
unterschiedlichem Grade autonomen Betrieb ausgelegt ist und das nach seiner 
Betriebsaufnahme anpassungsfähig sein kann und das aus den erhaltenen Eingaben für 
explizite oder implizite Ziele ableitet, wie Ausgaben wie etwa Vorhersagen, Inhalte, 
Empfehlungen oder Entscheidungen erstellt werden, die physische oder virtuelle 
Umgebungen beeinflussen können (Art. 3 Nr. 1 KI-VO)

• KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck bezeichnet ein KI-Modell –
einschließlich der Fälle, in denen ein solches KI-Modell mit einer großen Datenmenge 
unter umfassender Selbstüberwachung trainiert wird –, das eine erhebliche allgemeine 
Verwendbarkeit aufweist und in der Lage ist, unabhängig von der Art und Weise seines 
Inverkehrbringens ein breites Spektrum unterschiedlicher Aufgaben kompetent zu 
erfüllen, und das in eine Vielzahl nachgelagerter Systeme oder Anwendungen integriert 
werden kann, ausgenommen KI-Modelle, die vor ihrem Inverkehrbringen für Forschungs-
und Entwicklungstätigkeiten oder die Konzipierung von Prototypen eingesetzt werden 
(Art. 3 Nr. 63 KI-VO) 



Zentrale Definitionen der KI-VO (2) 
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• Anbieter bezeichnet eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 
sonstige Stelle, die ein KI-System oder ein KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck 
entwickelt oder entwickeln lässt und es unter ihrem eigenen Namen oder ihrer 
Handelsmarke in Verkehr bringt oder das KI-System unter ihrem eigenen Namen oder 
ihrer Handelsmarke in Betrieb nimmt, sei es entgeltlich oder unentgeltlich (Art. 3 Nr. 3 KI-
VO)

• Betreiber bezeichnet eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 
sonstige Stelle, die ein KI-System in eigener Verantwortung verwendet, es sei denn, das 
KI-System wird im Rahmen einer persönlichen und nicht beruflichen Tätigkeit verwendet
(Art. 3 Nr. 4 KI-VO)



II.

Personenbezug & 
Rechtsgrundlagen 

für die Verarbeitung 

im KI-Kontext



(A) Anwendbarkeit der DSGVO
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• Voraussetzung: Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 4 Nr. 1 DSGVO)

• Anonymisierung: Erhalt der Information bleibt gewährleistet, ohne dass eine Zuordnung 
zu einer natürlichen Person möglich ist (siehe hierzu Erwägungsgrund 26 DSGVO & EDPB 
Guidelines 02/2026 on Anonymisation)

• Pseudonymisierung: Personenbezogene Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher und 
gesondert aufbewahrter Informationen der natürlichen Person nicht mehr zuordenbar 
(Definition in Art. 4 Nr. 5 DSGVO)

• Privacy Enhancing Technologies (bspw. Differential Privacy, Federated Learning, 
Synthetic Data)



(B) KI-System: Architektur und Datenflüsse
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Nutzende

Anwendungsprogramm KI 

Frontend
Browser / App

Ein-/Ausgabe

Backend
Server / API

Aufbereitung

Filter / Kontext

KI-Modell
z.B. LLM

Inferenzserver

Eingabedaten

Ausgabedaten

Eingabedaten

Modell-API

Ausgabedaten

Trainingsdaten
Training / Fine-Tuning
nicht Teil des
Anfrageablaufs

Modell

Protokolle

(optional)

Upload

RAG
(optional)

Dokumente /
Datenbank



(C) Phasen der Datenverarbeitung 
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1. Erhebung

Erhebung von 
Trainings-, Test- und
Anwendungsdaten

2. Training

Initiales Training
und Fine-Tuning

3. Bereitstellung

Bereitstellung KI-Anwendung

Personenbezug im Modell?

4. Nutzung

Nutzung der KI-Anwendung

Verarbeitung von Eingabe-

und Ausgabedaten 

5. Ergebnisnutzung

Nutzung der Ausgabedaten

Daten Modell

Ergebnis

Weiteres Training (optional)
Personenbezogene Nutzungsdaten

Angelehnt an: LfDI BW, Diskussionspapier „Rechtsgrundlagen im Datenschutz beim Einsatz von Künstlicher Intelligenz“,
Version 2.0 vom 17.10.2024, Kap. III, S. 10–11.

Ein- und 
Ausgabedaten



(D) KI-Modell – personenbezogene Daten? (1)
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• Kann ein KI-Modell personenbezogene Daten „sein“/speichern/enthalten?

• (Personenbezogene) Trainingsdaten „absorbiert“ in mathematischen Objekten des 
Modells

• Keine Speicherung von Klardaten, sondern „Tokenisierung“ von Daten und Erstellung 
von „Embeddings“. Daten sind primär als statistische Muster und 
Wahrscheinlichkeiten im Modell repräsentiert

• Risiko der „Memorisierung“ personenbezogener Daten durch (unbeabsichtigte) 
Gewichtung im Modell: (Wortgetreue) Reproduktion personenbezogener 
Trainingsdaten im Output oder durch Extraktion 



(D) KI-Modell – personenbezogene Daten? (2)
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e.A.: KI-Modell = KEINE personenbezogenen Daten

• Zufällige Überschneidungen zwischen Output und 
Trainingsdaten belegen keine Memorisierung. 

• Extraktion nur mit „Privacy Attacks“/„PII Extraction“ – keine 
„vernünftigerweise wahrscheinlich genutzten Mittel“ der 
Identifikation. (HmbBfDI-Diskussionspapier (07/2024))

• Personenbezug ist relativ zum Empfänger zu bestimmen –
fehlen konkrete Identifikationsmittel, liegen keine 
personenbezogenen Daten vor. (EuGH C-413/23 P „SRB“)

────────────────────────────────────────

Vertreten u. a. von:

HmbBfDI-Diskussionspapier (07/2024) · Dänische 
Aufsichtsbehörde

a.A.: KI-Modell = personenbezogene Daten

• Duck-Test: „Wenn es aussieht wie eine Ente, schwimmt wie 
eine Ente und quakt wie eine Ente, dann ist es vermutlich 
auch eine Ente.“ → Training mit personenbezogenen Daten 
+ verknüpfte Personenbezüge + personenbezogener Output 
= das Modell speichert selbst personenbezogene Daten.

• Anonymität nur, wenn Risiken (i) der direkten Extraktion 
und (ii) des Erlangens personenbezogener Daten durch 
Anfragen vernachlässigbar gering sind – Nachweis schwer 
zu führen. (EDSA-Stellungnahme 28/2024)

────────────────────────────────────────

Vertreten u. a. von:

ULD Schleswig-Holstein · BfDI · tendenziell auch EDSA

EDSA: Anonymität 
eines Modells im 

Einzelfall zu 
beurteilen. Hängt 

von 
Wahrscheinlichkeit 
der Identifizierung 

ab, unter 
Berücksichtigung 
„aller Mittel, die 

vernünftigerweise 
wahrscheinlich 

genutzt werden“ 
(28/2024) 



(E) Rechtsgrundlagen für Datenverarbeitungen (1)
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Ausgangspunkt: Art. 6 Abs. 1 DSGVO – Präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten

Einwilligung 
(Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO)

• Informierte Einwilligung in der Praxis 
vielfach nicht möglich

• Nicht alle betroffenen Personen können 
vorher identifiziert werden

• Hohe Transaktionskosten

Berechtigtes Interesse 
(Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO)

• Umfassende Interessenabwägung 
notwendig

• Einzelfallbetrachtung erforderlich

• Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit 
problematisch



(E) Rechtsgrundlagen für Datenverarbeitungen (2) 
Interessenabwägung
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Prüfungsstufe Voraussetzungen Beispiele / Kriterien 

1. Berechtigte 
Interessen 

- Rechtmäßig 
- Klar und präzise formuliert 
- Real und gegenwärtig – nicht spekulativ 

- Entwicklung eines KI-Systems, das betrügerische Inhalte aufdeckt
- Entwicklung eines Gesprächsagenten, der Nutzern Hilfe leistet 

2. Erforderlichkeit 
- Ermöglicht Verarbeitung Verwirklichung des Zweckes? 
- Gibt es weniger eingreifenden und zumutbaren Weg, 

den Zweck zu erreichen? 

- Menge der verarbeiteten Daten
- Anonymisierung möglich? 
- Zumindest Erschwerung der Identifizierung?   

3. Abwägungsprüfung 
Interessen des Verantwortlichen vs. Interessen, 
Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person 

- Auswirkungen der Verarbeitung auf betroffene Person 
- Art der Daten, Kontext der Verarbeitung
- Status der betroffenen Personen (z.B. Kinder?)
- konkrete Folgen (Profiling?)

- Vernünftige Erwartungen der betroffenen Personen
- öffentlich verfügbare Daten
- Beziehung zur betroffenen Person 

- Risikominimierende Maßnahmen
- Einsatz von Ein- und Ausgabefiltern 
- Pseudonymisierung, „Maskierung“ von Daten 
- Betroffenenrechte, insbesondere „Opt-Out“
- Transparenz durch Mitteilungen oder FAQ 

Angelehnt an: EDSA, Stellungnahme 28/2024 zu gewissen Datenschutzaspekten der Verarbeitung 
personenbezogener Daten im Zusammenhang mit KI-Modellen 



III.

KI & 
Datenschutzgrundsätze 



(A) Grundsatz der Datenminimierung
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Grundsatz der 

Datenminimierung

(Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO)

• KI-Training / -Nutzung ist auf die Verarbeitung großer Datenmengen angewiesen

• Einschränkbarkeit durch Anonymisierung und Pseudonymisierung sowie Privacy Enhancing

Technologies

„Personenbezogene Daten müssen dem Zweck angemessen und 

erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung 

notwendige Maß beschränkt sein“

Einzelfallabhängigkeit Gesonderte Prüfung für jedes Datum kaum praktikabel



(B) Grundsatz der Datenrichtigkeit
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Grundsatz der 

Datenrichtigkeit

(Art. 5 Abs. 1 lit. d DSGVO)

Risikobasierter Ansatz, der datenschutzfreundliche technische Ausgestaltung im Blick hat

„Personenbezogene Daten müssen sachlich richtig und 

erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein […]“

Daten aus öffentlich verfügbaren Quellen: Richtigkeitskontrolle kaum praktikabel umsetzbar



(C) Grundsatz der Zweckbindung

18

Grundsatz der 

Zweckbindung

(Art. 5 Abs. 1 lit. b DSGVO)

• Zwecke so präzise festlegen, wie zum Verarbeitungszeitpunkt möglich

• Konkretisierung der Zwecke 

„Personenbezogene Daten müssen für festgelegte, eindeutige und 

legitime Zwecke erhoben werden […]“

Charakteristisch für KI-Systeme /- Modelle, dass vielfach neue Informationen und 
Anwendungspotenziale erst entdeckt werden



(D) Transparenzgrundsatz
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Transparenzgrundsatz

(Art. 5 Abs. 1 lit. a Var. 3  

DSGVO)

• Beschränkung der Information auf abstrakte Funktionsweise, Zwecke und Ausrichtung

• Datenerlangung erfolgt oft nicht bei der betroffenen Person selbst – Informationspflicht kann 

nach Art. 14 Abs. 5 lit. b DSGVO entfallen (Unmöglichkeit oder unverhältnismäßiger Aufwand)

„Personenbezogene Daten müssen in einer für die betroffene 

Person nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden“

Problem der (nachvollziehbaren) Erklärung der Funktionsweise von KI-Systemen



IV. 

DSGVO-
Betroffenenrechte im KI-

Kontext



(A) Auskunftsrecht – Art. 15 DSGVO
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Auskunftsrecht der betroffenen Person
1. Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet 

werden; ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf folgende Informationen: 
a) die Verarbeitungszwecke;
b) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;
c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, 

insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen;
d) falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung 

dieser Dauer;
e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch 

den Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;
f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;
g) wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten;
h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen –

aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die 
betroffene Person.

2. Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, über die 
geeigneten Garantien gemäß Artikel 46 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden.

3. Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur Verfügung. Für alle weiteren Kopien, die die 
betroffene Person beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der Verwaltungskosten verlangen. Stellt die betroffene Person 
den Antrag elektronisch, so sind die Informationen in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern sie nichts anderes angibt.  

4. Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen.



(A) Auskunftsrecht – Art. 15 DSGVO
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Inhalt des Auskunftsrechts (Art. 15 Abs. 1)

a) Verarbeitungszwecke

b) Kategorien personenbezogener Daten

c) Empfänger oder Empfängerkategorien

d) Geplante Speicherdauer oder Kriterien

e) Rechte: Berichtigung, Löschung, Einschränkung, 
Widerspruch

f) Beschwerderecht bei Aufsichtsbehörde

g) Herkunft der Daten (wenn nicht beim Betroffenen 
erhoben)

h) Automatisierte Entscheidungsfindung inkl. Logik, 
Tragweite, Auswirkungen

Abs. 3: Recht auf kostenlose Kopie der verarbeiteten Daten

Formale Anforderungen & Grenzen

Frist: Unverzüglich, spätestens ein Monat nach Eingang –
verlängerbar auf max. drei Monate bei Komplexität (Art. 12 
Abs. 3)

Form: Transparente, verständliche und leicht zugängliche 
Form in klarer und einfacher Sprache (Art. 12 Abs. 1)

Kosten: Grundsätzlich kostenlos – Gebühr nur bei 
offensichtlich unbegründeten oder exzessiven Anträgen 
(Art. 12 Abs. 5 DSGVO)

Elektronisch: Bei elektronischem Antrag Antwort in 
gängigem elektronischem Format, sofern die betroffene 
Person nichts anderes angibt

Grenzen: Rechte Dritter dürfen nicht beeinträchtigt werden 
– Geschäftsgeheimnisse als Schranke (ErwG 63)

Missbrauch: Auch erster Antrag kann als exzessiv eingestuft 
werden – hohe Beweislast beim Verantwortlichen (EuGH C-
526/24 - Brillen Rottler)



(A) Wer ist Adressat des Auskunftsrechts?
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• Adressat von 
Betroffenenanfragen ist der 
Verantwortliche

• Zuständigkeit prüfen: Sind Sie als 
KI-Betreiber der richtige Adressat 
für Modelldaten?

• Dokumentation: KI-
Nutzungsprotokoll könnte für 
Betroffenenanfragen ausreichen

• EuGH Rs. C-203/22, 27.02.2025 
(Dun & Bradstreet Austria): 
Konkrete Erläuterung der 
Entscheidungslogik                  
gem. Art. 15(1)(h) geschuldet

Datenart Anbieter Betreiber

Trainingsdaten Anbieter ist Verantwortlicher 
für (sämtliche) Trainingsdaten

Betreiber stellt dem Anbieter neue  
Trainingsdaten zum Modell-Fine-Tuning 
bereit: Verantwortlicher für neue 
Trainingsdaten

Andere/anfängliche Trainingsdaten: 
Betreiber nicht Adressat von Art. 15 DSGVO

KI-Modell
(falls personen-
bezogene 
Daten)

Anbieter als Verantwortlicher, 
aber Auskunftsrecht in der 
Praxis schwierig

Höchstwahrscheinlich nicht 
Verantwortlicher

Ausgabedaten Nur unterstützende Pflichten 
als Auftragsverarbeiter

Als Betreiber höchstwahrscheinlich 
Verantwortlicher für Ausgabedaten und 
Adressat von Art. 15 DSGVO

Unklar, wie Ausgabedaten zu erlangen sind 
(wie viele/welche Art von Prompts)

Eingabedaten Nur unterstützende Pflichten 
als Auftragsverarbeiter

Verantwortlicher und Adressat von Art. 15 
DSGVO



(A) Herausforderungen bei DSGVO und Auskunftsrecht 
im KI-Kontext
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Analyse

Viele KI-Modelle arbeiten mit großen 
Datenmengen, die aggregiert, anonymisiert 
oder verarbeitet wurden. Es kann schwierig 
sein, einzelne Daten zu identifizieren.

Statistik

KI-Modelle erzeugen ihre Ausgaben 
aufgrund statistischer Vorhersagen. Es 
können zufällig falsche Informationen 
generiert werden („Halluzination“), ohne 
dass ein Datum „existiert“.

Bestand

Nicht immer werden alle Trainingsdaten 
dauerhaft gespeichert. Es kann möglich oder 
ggf. erforderlich sein, dass einzelne Daten 
gelöscht werden.

Black-Box-Problem

Komplexe LLMs sind inhärent intransparent. 
Die Anforderung „aussagekräftige 
Informationen über die involvierte Logik“ ist 
bei neuronalen Netzen mit Milliarden 
Parametern schwer erfüllbar.

In-Model-Daten

Personenbezogene Daten können in 
Modellgewichten „eingebrannt“ sein, ohne 
als einzelne Datenpunkte extrahierbar zu 
sein. Memorisierte Trainingsdaten vs. 
verallgemeinerte Muster.

Umfang des Auskunftsanspruchs

Welche Daten sind umfasst? Trainingsdaten, 
Input-, Output- oder Modell-Daten? 
Besonders komplex ist die Beurteilung bei KI-
Systemen, die Daten eigenständig 
weiterentwickeln.



(B) Recht auf Berichtigung – Art. 16 DSGVO
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(B) Recht auf Berichtigung – Art. 16 DSGVO
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• LLMs arbeiten auf Basis von Inferenzen: Verknüpfung von Informationen aus dem 
Trainingsdatensatz, die zuvor nicht verknüpft waren

• „Halluzinationen“ (besser: Konfabulationen / Fehlinformationen) als Ergebnis in der 
Ausgabe

• Berichtigung erfordert grundsätzlich Neutraining des KI-Modells (gleiche Problematik 
wie bei der Datenlöschung)

• Adressat des Rechts auf Berichtigung? → Nur der Anbieter kann das KI-Modell ändern

• Formale Anforderung an den Berichtigungs-Antrag: Angabe des Prompts, der die 
fehlerhaften Daten erzeugt hat



(C) Recht auf Löschung – Art. 17 DSGVO
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• Wie löschen?
• Löschung der Daten aus dem Trainingsdatensatz, vollständiges Neutraining des KI-Modells 

(wirtschaftliche / ökologische Verhältnismäßigkeit)

• Selektive Datenentfernung aus Modellen (technisch machbar?)

• Machine Unlearning (technisch machbar?)

• Löschung auf Systemebene: Input-/Output-Filter, Guardrails und Reinforcement Learning

→ Wenn Daten im Trainingsdatensatz enthalten sind, ist eine effektive Löschung im KI-Modell 
häufig (noch) nicht möglich

• Adressat des Rechts auf Löschung? 
• Nur der Anbieter kann das KI-Modell ändern/neu trainieren

• Anbieter bestimmt (wohl) die Mittel und Zwecke des Trainingsdatensatzes

• Betreiber kann – lediglich – Ein- und Ausgabedaten sowie selbst bereitgestellte Fine-Tuning-
Daten löschen



(B und C) Probleme bei Berichtigung und Löschung

28

Daten

KI-Modelle „speichern“ keine Daten im klassischen Sinn. Es 
gibt keine Datenbank, aus der Einträge unmittelbar gelöscht 
/ berichtigt werden könnten.

Ursprung

Bei vielen KI-Modellen, insbesondere bei Deep-Learning-
Systemen, ist es schwer, die genaue Quelle für eine 
Entscheidung oder Vorhersage zu bestimmen.

Aufwand

Eine zuverlässige Korrektur erfordert regelmäßig ein 
erneutes Training. Das Training von KI-Modellen ist jedoch 
oftmals sehr aufwändig, ressourcen- und kostenintensiv.



V.

DSGVO-Transparenz- & 
Informationspflichten 

im KI-Kontext



(A) Transparenz & KI („Fairness“)
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Informationspflichten DSGVO Informationspflichten KI-VO

• Art. 13, 14 DSGVO
• Beschränkt auf personenbezogene Daten

• Art. 13 KI-VO (Anbieter)
• Art. 26 Abs. 7, 11 KI-VO (Betreiber)
• Art. 50 KI-VO (Anbieter und Betreiber)
• Art. 86 Abs. 1 KI-VO (Betreiber)

KI-spezifische 
Informationspflichten 

(„Erklärbarkeit“)

„Normale“ 
Informationspflichten 

nach DSGVO

Informationspflichten nach DSGVO und KI-VO sind miteinander verknüpft (z. B. benötigen Betreiber
Informationen von Anbietern gemäß Art. 13 KI-VO, um ihren Betreiber-seitigen 
Informationspflichten nach Art. 13, 14 DSGVO nachkommen zu können)



(B) DSGVO-Informationspflichten – Art. 13 DSGVO
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Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der betroffenen Person 
1. Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten 

Folgendes mit:
a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines Vertreters;
b) gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;
c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;
d) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;
e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten und
f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an ein Drittland oder eine internationale Organisation zu übermitteln, sowie das 

Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 
47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder angemessenen Garantien und die Möglichkeit, wie eine Kopie von ihnen zu 
erhalten ist, oder wo sie verfügbar sind.

2. Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere 
Informationen zur Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung zu gewährleisten:

a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;
b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung 

oder auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit;
c) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu 

widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird;
d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;
e) ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene 

Person verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche mögliche Folgen die Nichtbereitstellung hätte und
f) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen –

aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene 
Person.

3. Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erhoben 
wurden, so stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen 
gemäß Absatz 2 zur Verfügung.

4. Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt.



(B) DSGVO-Informationspflichten – Art. 14 DSGVO
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Informationspflicht, wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden
1. Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der Verantwortliche der betroffenen Person Folgendes mit:

a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines Vertreters;
b) zusätzlich die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;
c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;
d) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;
e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten;
f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an einen Empfänger in einem Drittland oder einer internationalen Organisation zu übermitteln, sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines 

Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder angemessenen Garantien und die 
Möglichkeit, eine Kopie von ihnen zu erhalten, oder wo sie verfügbar sind.

2. Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen Person die folgenden Informationen zur Verfügung, die erforderlich sind, um der betroffenen Person gegenüber eine faire und transparente 
Verarbeitung zu gewährleisten:

a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;
b) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;
c) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder auf Einschränkung der Verarbeitung und eines 

Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit;
d) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der 

Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird;
e) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;
f) aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten stammen und gegebenenfalls ob sie aus öffentlich zugänglichen Quellen stammen;
g) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite 

und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.
3. Der Verantwortliche erteilt die Informationen gemäß den Absätzen 1 und 2

a) unter Berücksichtigung der spezifischen Umstände der Verarbeitung der personenbezogenen Daten innerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung der personenbezogenen Daten, längstens jedoch innerhalb eines Monats,
b) falls die personenbezogenen Daten zur Kommunikation mit der betroffenen Person verwendet werden sollen, spätestens zum Zeitpunkt der ersten Mitteilung an sie, oder,
c) falls die Offenlegung an einen anderen Empfänger beabsichtigt ist, spätestens zum Zeitpunkt der ersten Offenlegung.

4. Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erlangt wurden, so stellt er der betroffenen Person vor dieser 
Weiterverarbeitung Informationen über diesen anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur Verfügung.

5. Die Absätze 1 bis 4 finden keine Anwendung, wenn und soweit
a) die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt,
b) die Erteilung dieser Informationen sich als unmöglich erweist oder einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde; dies gilt insbesondere für die Verarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für 

wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke vorbehaltlich der in Artikel 89 Absatz 1 genannten Bedingungen und Garantien oder soweit die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte 
Pflicht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt. In diesen Fällen ergreift der Verantwortliche geeignete Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
sowie der berechtigten Interessen der betroffenen Person, einschließlich der Bereitstellung dieser Informationen für die Öffentlichkeit,

c) die Erlangung oder Offenlegung durch Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche unterliegt und die geeignete Maßnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person 
vorsehen, ausdrücklich geregelt ist oder

d) die personenbezogenen Daten gemäß dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten dem Berufsgeheimnis, einschließlich einer satzungsmäßigen Geheimhaltungspflicht, unterliegen und daher vertraulich behandelt 
werden müssen.
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• Bei Einsatz von KI-Anwendungen (z.B. als SaaS-Modell) gelten die allgemeinen DSGVO-
Informationspflichten für Betreiber (als Verantwortliche)
− Abgesehen von KI-spezifischen Informationen keine wesentlichen Unterschiede

− Da Informationen „ in präziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren 
und einfachen Sprache“ bereitgestellt werden müssen (Art. 12 Abs. 1 DSGVO), ist eine sorgfältige 
Formulierung bei KI-Anwendungen vorzunehmen

• Betreiber von KI-Anwendungen müssen sich auf Informationen (z. B. gemäß Art. 13 KI-VO) des 
Anbieters stützen

• Anbieter von KI-SaaS-Lösungen sind gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. e DSGVO verpflichtet, Betreiber 
durch Bereitstellung der erforderlichen Informationen zu unterstützen

Betreiber sollten im Rahmen ihres Anbieter-Auswahlverfahrens sorgfältig prüfen, ob Anbieter die 
erforderlichen Informationen bereitstellen (vgl. auch Art. 28 Abs. 1 DSGVO – Auftragsverarbeiter)

Keine Informationspflichten für Betreiber bezüglich Daten, die vom Anbieter als Verantwortlicher 
verarbeitet werden



(B) DSGVO-Informationspflichten und KI
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KI-spezifische Punkte, über die Betreiber die Nutzer informieren müssen (Auswahl)

DSGVO-Anforderung Information 

Information über Zwecke der Verarbeitung Werden personenbezogene Ein- oder 
Ausgabedaten für Trainingszwecke 
verwendet?

Information über Widerspruchsmöglichkeit Können Nutzer der Verwendung ihrer 
personenbezogenen Daten für das Training 
widersprechen (und wie)?

Information über Speicherdauer Werden Prompts gespeichert (Speichern-
und-Fortsetzen-Funktion) und wie lange?



(B) DSGVO-Informationspflichten und KI
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Automatisierte Entscheidungsfindung

DSGVO-Anforderung Information 

Art. 13 Abs. 2 lit. f / Art. 14 Abs. 2 lit. g DSGVO: 
„aussagekräftige Informationen über die 
involvierte Logik sowie die Tragweite und die 
angestrebten Auswirkungen einer derartigen 
Verarbeitung für die betroffene Person“

EuGH (Rs. C-203/22, 27.02.2025): 
• Bereitstellung des Algorithmus nicht 

erforderlich
• Es müssen „alle relevanten Details“ zum 

Verfahren und den Grundsätzen der 
Entscheidungsfindung erläutert werden

• Informationen müssen „aussagekräftig“ sein
• Komplexität rechtfertigt nicht weniger 

Transparenz

Betreiber haben einen Spielraum beim Detaillierungsgrad

Der weite Anwendungsbereich der „automatisierten Entscheidungsfindung“ gemäß dem EuGH-
Urteil „SCHUFA“ (C-634/21) wird bereits auch auf KI-Anwendungsfälle angewandt, wenn KI eine 
entscheidende Rolle im Entscheidungsprozess spielt



VI.

Daten-Digital-Omnibus:
Vorschläge & KI



Kommissionsvorschlag und Rats-Kompromiss
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Bereich Kommissionsvorschlag (19.11.2025) Rats-Vorschlag (Juni 2026)

Art. 4 Nr. 1 DSGVO
Personenbezogene Daten

Empfängerbezogene Definition: Pseudonymisierte Daten fallen 
aus der DSGVO, sofern der Empfänger keine vernünftig 
verfügbaren Zuordnungsmittel hat

Gestrichen – bisherige Definition bleibt unverändert; Bewertung 
über Art. 4 Nr. 1 und ErwGr 26

Art. 9 Abs. 2 lit. k DSGVO / 
Sensible Daten bei KI

Art. 9 Abs. 2 lit. k gestattet die residuale Verarbeitung sensibler 
Daten für KI-Systeme unter der Voraussetzung wirksamer 
technischer und organisatorischer Vermeidungsmaßnahmen

Kritik von EDSA und EDSB, aktuelle Position des Rats noch offen 

DSGVO – Auskunftsanträge
Erweiterter Ablehnungsgrund für „missbräuchliche“ oder 
„zweckfremde“ Auskunftsanträge

erlaubt eine Ablehnung nach  DSGVO nur bei nachgewiesener 
missbräuchlicher Absicht (Stand März 2026), aktuelle Position 
offen

Art. 41a DSGVO –
Rolle Kommission

Kommission erhält per Durchführungsakt die Kompetenz, 
Kriterien für die Identifizierbarkeit personenbezogener Daten 
konkretisieren

Gestrichen – Art. 29a mit ausdrücklichen Regelungen zur 
Pseudonymisierung

Art. 88a DSGVO –
Endgerätezugriff & Cookies

Überführung der Cookie-Regeln aus der ePrivacy-Richtlinie in 
die DSGVO; neue einwilligungsfreie Ausnahmen (u. a. 
Reichweitenmessung, Systemsicherheit)

Gestrichen

Art. 88b DSGVO –
Automatisierte 
Einwilligungssignale

Verbindliche Berücksichtigung maschinenlesbarer Einwilligungs-
und Widerspruchssignale (Browser/Betriebssystem, PIMS); Ziel: 
Reduzierung von Cookie-Bannern

Gestrichen

Art. 88c DSGVO
KI-Training

Berechtigtes Interesse (Art. 6 Abs. 1 lit. f) als Rechtsgrundlage 
für Entwicklung, Training und Betrieb von KI-Systemen –
flankiert durch Widerspruchsrecht und Schutzmaßnahmen

Gestrichen – nur noch in ErwGr 33a in abgeschwächter Form



Kommissionsvorschlag und Stand der Ratsverhandlungen
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Bereich Kommissionsvorschlag (19.11.2025) Kompromisstext der Ratspräsidentschaft (03.09.2026)

Art. 4 Nr. 1 DSGVO –
Personenbezogene Daten

Empfängerbezogene Definition: Pseudonymisierte Daten fallen 
aus der DSGVO, sofern der Empfänger keine vernünftig 
verfügbaren Zuordnungsmittel hat

Art. 4 Nr. 1 unverändert.

Personenbezug 
pseudonymisierter Daten

Kommission erhält per Durchführungsakt (neuer Art. 41a) die 
Befugnis, Kriterien für die Identifizierbarkeit personenbezogener 
Daten zu konkretisieren

neuer Art. 25a: Für Personen ohne Identifizierungsmittel keine 
personenbezogenen Daten, Weitergabe an Dritte mit Mitteln 
bleibt erfasst (Linie EuGH „SRB“). Statt Durchführungsrechtsakt 
nun Stellungnahme des EDSA

Sensible Daten bei KI

Neuer Art. 9 Abs. 2 lit. k gestattet die residuale Verarbeitung 
sensibler Daten für KI-Systeme unter der Voraussetzung 
wirksamer technischer und organisatorischer 
Vermeidungsmaßnahmen

Kommissionsvorschlag beibehalten, aber enger: Verarbeitung 
darf nur „unbeabsichtigt und residual“ erfolgen. Es besteht eine 
Löschpflicht (außer unmöglich / unverhältnismäßig). Ansonsten:  
Schutz vor Weiterverarbeitung, Output-Nutzung und 
Offenlegung.

Art. 12 Abs. 5 DSGVO –
Auskunftsanträge

Erweiterter Ablehnungsgrund für „missbräuchliche“ oder 
„zweckfremde“ Auskunftsanträge

Entgelt oder Ablehnung bei nachweisbarer Missbrauchsabsicht, 
für alle Betroffenenanträge. „Vernünftige Gründe“ genügen 
dabei (Absenkung gegegnüber EuGH C-526/24 - Brillen Rottler)

Art. 88a DSGVO –
Endgerätezugriff & Cookies

Überführung der Cookie-Regeln aus der ePrivacy-Richtlinie in 
die DSGVO; neue einwilligungsfreie Ausnahmen (u. a. 
Reichweitenmessung, Systemsicherheit)

Gestrichen

Art. 88b DSGVO –
Automatisierte 
Einwilligungssignale

Verbindliche Berücksichtigung maschinenlesbarer Einwilligungs-
und Widerspruchssignale (Browser/Betriebssystem, PIMS); Ziel: 
Reduzierung von Cookie-Bannern

Gestrichen

Art. 88c DSGVO
KI-Training

Berechtigtes Interesse (Art. 6 Abs. 1 lit. f) als Rechtsgrundlage 
für Entwicklung, Training und Betrieb von KI-Systemen –
flankiert durch Widerspruchsrecht und Schutzmaßnahmen

Art. 88 bis: Verarbeitung kann auf Art. 6 Abs. 1 lit. f gestützt 
werden. Nur allgemeine Pflicht zu TOMs und Garantien. 
Schutzkatalog und unbedingtes Widerspruchsrecht gestrichen. 
Kinder und Einwilligungsvorbehalte nur in ErwG 33a.



VII.

Agentische KI & DSGVO 
– Neue 

Herausforderungen



(A) Was ist Agentische KI?

40

KI-Systeme, die eigenständig Aufgaben planen, ausführen und überwachen – ohne dass ein Mensch 
jeden einzelnen Schritt steuert 

Zielgerichtete Autonomie

Plant und priorisiert Teilschritte 
eigenständig, um übergeordnete Ziele 
zu erreichen

Tool Use

Greift auf externe Werkzeuge 
(Anwendungen) und Datenbanken zu, 
um Aufgaben auszuführen

Persistentes Gedächtnis

Speichert Kontext über Sessions hinweg 
(Working, Short-Term & Long-Term 
Memory)

Multi-Agenten-Kooperation

Mehrere Agenten kommunizieren, 
koordinieren und delegieren Aufgaben 
untereinander



(B) Generative KI vs. Agentische KI – Abgrenzung
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Generative KI (GenAI)

• Primär für Erzeugung von Inhalten (Text, 
Bild, Code)

• Reagiert auf einen einzelnen Prompt

• Kontext zwischen Anfragen (Memory) nicht 
erforderlich 

• Mensch steuert/initiiert jeden einzelnen 
Schritt

• Toolnutzung möglich, aber nicht zwingend 

• Ergebnis: Eine abgeschlossene Ausgabe pro 
Anfrage

Agentische KI

• Verfolgt autonom komplexe, mehrstufige 
Ziele

• Plant Teilaufgaben, handelt und passt 
Vorgehen an

• Persistentes Gedächtnis über Sessions 
hinweg

• Trifft eigenständige operative 
Entscheidungen

• Typisch: Nutzt externe APIs, Datenbanken 
und Tools

• Ergebnis: Eigenständige 
Aufgabenabwicklung

→ Agentische KI baut häufig auf generativer KI auf – erweitert die GenAI um Autonomie, Tool-
Nutzung und persistentes Gedächtnis



(C) KI-System: KI-Agent
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Nutzende

Anwendungsprogramm KI

Frontend
Browser / App

Ein-/Ausgabe

KI-Modell
z.B. LLM

Inferenzserver

Ausgabedaten

Eingabedaten

Modell-API

Ausgabedaten

Upload

Protokolle

Trainingsdaten
Training / Fine-Tuning
nicht Teil des
Anfrageablaufs

Modell

Tool-Ausführung

Ergebnis
RAG

(optional)

Eingabedaten

Schreiben

Treffer

Backend
Agent

Kontext / Tools

Rechte / Limits

Dokumente /
Datenbank

Tools / APIs
Suche

Ticket anlegen

Agentenloop



(D) DSGVO-Herausforderungen bei Agentischer KI
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Verantwortlichkeit (Art. 4 Nr. 7 DSGVO / Art. 
5 Abs. 2 DSGVO)

• Rechenschaftspflicht als Verantwortlicher 

• In Multi-Agenten-Architekturen kann unklar 
sein, wer Verantwortlicher ist – einzelne Stelle, 
gemeinsame Verantwortlichkeit (Art. 26) oder 
Auftragsverarbeitung (Art. 28)? 

Transparenz & Zweckbindung (Art. 5 Abs. 1 
lit. a/b DSGVO)

• Mehrstufige Entscheidungsprozesse und 
eigenständige Agenten-Interaktionen können 
Informationspflichten erschweren. 

• Autonome Datenverarbeitungsschritte können 
Zweckbindung gefährden. 

Automatisierte Entscheidungen (Art. 22 
DSGVO)

• Autonome Agenten treffen ggf. operative 
Entscheidungen mit rechtlicher Wirkung. Aber: 
Art. 22 DSGVO verbietet grundsätzlich 
ausschließlich automatisierte Entscheidungen 
mit rechtlichen Folgen.

Betroffenenrechte (Art. 15 ff. DSGVO)

• Opake (undurchsichtige) Datenflüsse und 
persistente Memory-Architekturen können es 
erschweren, personenbezogene Daten zu 
lokalisieren und Auskunfts- oder 
Löschungsansprüche vollständig zu erfüllen.



(E) Risikominimierende Maßnahmen
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Maßnahme Konkret Datenschutzrechtliche Anforderung

Aufgaben konkret definieren 
/ Handlungsspielraum 
konfigurieren 

Festlegen, welche Aufgaben der KI-Agent ausführen darf und auf welche 
Systeme er zugreifen darf (Berechtigungen und Zugriffsbeschränkungen) 

Privacy by Design (Art. 25 DSGVO)

Datenflüsse dokumentieren 
(Logging / Protokollierung)   

Dokumentieren, welche Daten der KI-Agent verarbeitet, an welche 
Tools/APIs er sie übermittelt, welche Aktion ausgelöst wurde und wo Daten 
gespeichert werden

Transparenz & Rechenschaftspflicht  (Art. 5 
DSGVO) und Rechtsgrundlagen (Art. 6 DSGVO)

Betroffenenrechte
Daten müssen im KI-System und angebundenen Systemen auffindbar, 
korrigierbar und – soweit erforderlich – löschbar sein

Art. 15 ff. DSGVO 

Memory begrenzen / 
Löschkonzept 

Festlegen, welche Daten gespeichert werden dürfen und wie sie gelöscht 
werden

Speicherbegrenzung, Datenminimierung (Art. 5 
DSGVO)

Automatisierte 
Entscheidungen prüfen 

Prüfung, ob Aktionen in Anwendungsbereich von Art. 22 DSGVO fallen 
(strenge Rechtmäßigkeitsanforderungen) / ggf. Human-in-the-Loop 

Art. 22 DSGVO 

Vendor Assessment
LLM-/Cloud-/Tool-Anbieter hinsichtlich AV-Vertrag, Unterauftragnehmern, 
Speicherort, internationaler Datentransfer, TOMs (z.B. Zero Data Retention) 
etc. prüfen

Art. 28 DSGVO, Art. 44 ff. DSGVO 

DSFA
Vor Einsatz prüfen, ob eine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich 
ist; „DSK-Blacklist“ beachten (siehe dort z.B. Nr. 11)

Art. 35 DSGVO 



Wir freuen uns auf die 
Diskussion!
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